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IIX Min- öl - 30385/51 


Bonn, den 3. März 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr, 155 der Fraktion des Zentrums 
- Nr. 1809 der Drucksachen - Gewerkschaft 
Elwerath 


Zu der Anfrage Nr. 155 der Fraktion des 

Zentrums teile ich folgendes mit: 

1 . An der Gewerkschaft Elwerath sind weder 
der Bund noch die Länder, Gemeinden, 
gemischtwirtschaftliche Unternehmungen 
und Kapitalgesellschaften der öffentlichen 
Hand direkt oder indirekt - auch nicht 
über die Preußag - beteiligt. Der Bund 
ist über die Preußag mit der Gewerkschaft 
Elwerath an der Gewerkschaft Deurag be- 
teiligt. Das Beteiligungs Verhältnis der Preußag 
beträgt 33°/ 0 . Die Gewerkschaft Deurag 
betreibt eine Raffinerie, die in der Haupt- 
sache das von der Gewerkschaft Elwerath 
und von der Preußag in Deutschland ge- 
förderte Rohöl verarbeitet. 

2. Subventionen oder Zuwendungen für in- 
ländische Erdölförderung oder für Erdöl- 
bohrungen sind an die Gewerkschaft Elwe- 
rath nicht gezahlt worden. 

3. Der Vollständigkeit wegen wird anschließend 
noch eine Darstellung derjenigen preis- und 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen der frü- 
heren Verwaltung für Wirtschaft gegeben, 


durch welche die deutschenErdölgewinnungs- 
firmen (und unter ihnen die Gewerkschaft 
Elwerath) ab 15. September 1948 in den 
Stand gesetzt worden sind, die zur Erhö- 
hung der Erdölförderung notwendigen 
Aufschlußarbeiten durchzuführen. 

Für das deutsche Erdöl galten bis zum 
14. September 1948 die Stopppreise aus 
dem Jahre 1936, die zwischen 95. — und 
125. — RM bzw. DM und im Schnitt bei 
120. — RM bzw. DM lagen. Diese Preise 
waren auch noch nach Beendigung des 
Krieges beibehalten worden, obwohl die 
Förderkosten bis zur Währungsreform 
ständig anstiegen. Diese Förderkosten-Stei- 
gerung bei gleichbleibenden Erdölpreisen 
wurde von den Erdölgewinnungsfirmen im 
wesentlichen durch Unterlassung uotwen- 
diger Aufschlußarbeiten aufgefangen. Die 
unzureichende Aufschlußtätigkeit der deut- 
schen Erdölproduzenten hatte in diesen 
Jahren zu einem erheblichen Rückgang der 
Erdölförderung geführt, wie die folgenden 
Zahlen auf weisen; wobei allerdings berück- 
sichtigt werden muß, daß die Förderlei- 
stungen in dem ersten Jahr nach dem Krieg 
ebenfalls durch unmittelbare Kriegseinwir- 
kungen beeinflußt worden sind. 
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Die deutsche Erdölförderung^ betrug in den 
Jahren : 


1940 

1 056186 t 

1941 

902 459 t 

1942 

743 813 t 

1943 

710 717 t 

1944 

722 511 t 

1945 

547 441 t 

1946 

649 711 t 

1947 

576 617 t 

1948 

635 240 t 

1949 

841 576 t 

1950 

*) 1 118 000 t 


*) Förderungszahlen für die Monate No- 
vember und Dezember 1950 beruhen 
auf Schätzungen. 

Um einen Ausgleich der Kosten und der 
Erlöse der deutschen Erdölgewinner herbei- 
zuführen und um diesem Industriezweig 
einen Anreiz zu geben, die zur Erreichung 
einer erhöhten Erdölproduktion notwen- 
digen Aufschlußarbeiten vorzunehmen, 
wurden die Preise für deutsches Erdöl mit 
Preiserlaß der Verwaltung für Wirtschaft des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes Nr. 155/48 
vom 15. September 1948 auf 145. — DM, 
155. — DM und 165. — DM Je t erhöht, 
je nachdem in welche der drei gebildeten 
Erdölgruppen die jeweilige Erdölsorte ein- 
gereiht worden war. Am 15. September 
1948 hatten die deutschen Erdölgewinnungs- 
firmen gegen die Raffinerien, die das von 
ihn^n gelieferte Erdöl verarbeiteten, daher 
einen Rechtsanspruch auf die erhöhten Erd- 
ölpreise. Die Preiserhöhung für deutsches 
Erdöl hätte eine Preiserhöhung der preis- 
gebundenen Fertigprodukte der Raffinerien 
(d. i. für Benzin, Dieselkraftstoff und Petro- 
leum) zur Folge haben müssen. Von einer 
Preiserhöhung der genannten Fertigprodukte 
wurde damals jedoch aus politischen Grün- 
den abgesehen. Dadurch fanden die Raffi- 
nerien, die nunmehr an die Erdöllieferanten 


den erhöhten Erdölpreis zu zahlen hatten, 
für diese Mehrausgaben in ihren nicht er- 
höhten Erlösen keinen Ausgleich mehr. Die 
Raffinerien erhielten daher vom gleichen 
Zeitpunkt an seitens der damaligen Ver- 
waltung für Wirtschaft einen Ausgleichs- 
betrag, der im Schnitt DM 40. — je ver- 
arbeitete t deutschen Erdöls betrug. Durch 
diese Preisausgleichszahlungen wurden die 
Raffinerien, die deutsches Erdöl verarbei- 
teten, in den Stand gesetzt, den deutschen 
Erdölproduzenten die im Preiserlaß für 
deutsches Erdöl vom 15. September 1948 
festgesetzten erhöhten Erdölpreise zu be- 
zahlen. Die für die Preisausgleichszahlungen 
benötigten Beträge wurden aus dem bei 
der Zentralbüro für Mineralöl G. m. b. H. 
anfallenden Fonds bezahlt, der sich dort 
infolge der Nichtabführung von Zöllen für 
eingeführtes Benzin und eingeführten Diesel- 
kraftstoff gebildet hatte und fortlaufend 
weiter büdete. 

Durch die Preiserhöhung ist es der deut- 
schen Erdölgewinnungsindustrie möglich 
gewesen, das zur Steigerung der Erdölför- 
derung notwendige Aufschlußprogramm 
durchzuführen. Die erzielten Ergebnisse 
kommen in den oben wiedergegebenen, 
von Jahr zu Jahr sich steigernden Förder- 
leistungen zum Ausdruck. 

In Durchführung der geschüderten Maß- 
nahmen sind in der Zeit vom 15. Septem- 
ber 1948 bis 31. März 1950 an alle 
deutschen Raffinerien, die deutsches Erdöl 
verarbeiteten, insgesamt 

52 159 169,55 DM 
als Preisausgleich gezahlt worden. 

Dr. Erhard 



